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Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift ar Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Praänumerationen ſind nur an die Adminiftration zu richten.) 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., Halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


Als werthvolle Veilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Vuchform bogenweire je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 


das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Jeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 0 
Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverjiegelt find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach richeinen der ſeweiligen 


Nummer Berückſichtigung finden. 


Inhalt. N Betreten wir jtatt des vorgeſchlagenen zuerſt und umgekehrt dieſen 
Te ; ea 15 135 5 . Weg, jo iſt es vor Allem klar, daß wir dazu nicht erſt neuer Geſetze 
eber Claſſen vermögen in den emein en un emeindevermögen. bedü n H . . 5 
Von J. Pair huber, Mitglied des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes. | er 0 ben EN A en, — 55 kürgerliche Geſetzbuch 
N x 8 8 2 98 Ba ſagen mit aller Präciſion, was ein Gemeindevermögen oder Gemeinde 
eber die ungariſche Staatsbürgerſchaft jener ausländiſchen is fie 8 5 e h 
en mt einem garden eee iſt, ſie ſagen uns, daß es Aufgabe der jetzigen Gemeindevertretung 
ehelicht haben. iſt, das Geſetz auf concrete Fälle anzuwenden, alſo Fall für Fall zu erheben 
Mittheilungen aus der Praxis: und zu unterſuchen, ob die im Geſetze gegebenen Merkmale des Gemeinde⸗ 
Beſizſtörung durch Beſitzacte, die auf Grund eigenmächtige Geſtattung des Ge- eigenthums vorhanden find oder nicht; fie jagen uns, daß es im 
meindevorſtehers ſeitens einzelner Gemeindemitglieder am Gemeindevermögen Wirkungskreiſe der Gemeindevertretung und beziehungsweiſe im weiteren 
ee (88 312, 313 a. b G. B.; 57-60 Gmde.-Ordg. für e der höheren autonomen Organe liegt, über die Eigenſchaft 
S „„ N — es Vermögens zu entſchei ie ſ i 5% 6 
Die Gewinnung von Steinen in einem Bruche gegen Entrichtung eines Einheits⸗ es en = iden, fie jagen aus, daß ein ſolches Vermögen 
preiſes (Bruchgeldes) ift kein Pachtvertrag, derlei Verträge, von einer Ge. . 5 on aufzune hmen, Een verwalten und mie 
meinde als Eigenthümerin des Steinbruches geſchloſſen, unterliegen der die Verwaltung zu controliren iſt; ſie ſagen uns aber auch, daß in 
Genehmigung der autonomen Auſſichtsbehörde (des Landesausſchuſſes, die allen Fällen, in welchen der Beſitz, das Eigenthum, der Bezug der 


Entſcheidung dieſer Frage ſteht den Gerichten zu. Nutzungen, endlich das Recht der Verwaltung ſolcher Vermögenſchaften 
Heſebe und Verordnungen. der Gemeinde als ſolcher ſtreitig gemacht wird, ein Anſpruch gegen fie 
Perſonalien. nur aus privatrechtlichen Titeln nur vor dem Richter geltend gemacht 
Erledigungen. oder bekämpft werden könne und daß aus offentlichem Rechte mit 
—— vu az 8 Ausnahme der Gemeinde ſelbſt, Niemand einen Anſpruch zu erheben 


berechtigt iſt. 
. 5 si : . Ebenſo unbeſtritten muß aber auch zugeſtanden werden, daß zu 
Ueber Claſſenuermögen in den Gemeinden und Verwirklichung dieſer großen Aufgabe bisher noch fo viel wie gar 110 


Gemeindevermügen. geſchehen iſt. Nicht nur unterließ man es, in den Jahren 1849 und 

5 5 . 1864 eine Uebergabe des Gemeindevermögens und Gemeindegutes an 

Von J. Pairhuber, Mitglied des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes. die neugebildeten Gemeinden und Gemeindevertretungen anzuordnen, 
II. nicht nur unterließ man es, in Handhabung des ſtaatlichen Aufſichts⸗ 


* rechtes bei den Gemeinden auf das Zuſtandekommen inde⸗ 

Habe ich durch das bisher Geſagte die Unrichtigkeit des Satzes inventarien, der Grundlage jeder Saag er ng l 
nachgewieſen, daß das Genoſſenſchaftsvermögen in den Gemeinden der ſondern auch die vielen unter einander ſich widerſprechenden Recurs⸗ 
Steiermark durchgehends als Claſſenvermögen im Sinne des § 11 der entſcheidungen haben ſehr dazu beigetragen, daß die Streitigkeiten über 
Gemeindeordnung aufzufaſſen ſei, habe ich im Gegentheil daraus die Gemeindevermögen über dieſe eminent agrariſche Frage von Jahr zu 
Ueberzeugung gewonnen, daß es fi in der Regel als Gemeindevermögen Jahr ſich mehrten und daß hie und da den Gemeinden 9 
oder Gemeindegut herausſtellt, welches nach den Beſtimmungen der Ge- Eigenthum ſür dieſelben wirklich verloren gegangen iſt. Bei der namentlich 
meindeordnung und durch die für die Gemeinde beſtellten Organe verwaltet in den Landgemeinden vorherrſchenden Unthätigteit und Unbeholfenheit 
werden müſſe, jo handelt es ſich zur Beſeitigung der auf dieſem Gebiete fo | erſcheint es mir daher nicht nur gerechtfertigt, ſondern geradezu geboten 
vielfach obwaltenden Streitigkeiten alſo nicht ſo ſehr um Beſtimmungen, wie durch die den Gemeinden vorgeſetzten Aufſichtsbehörden das Buftande- 
die Verwaltung des neben der Gemeinde beſtehenden Genofjenjchafts- kommen der Gemeindeinventarien anzuordnen und durchzuführen, hiefür 
vermögens geregelt und controlirt werden ſoll, ſondern weit mehr und eigene Commiſſäre zu beſtellen, und ihnen die Erhebung: 8 
in erſter Linie um die Erhebung und Conſtatirung des Gemeinden | a) des in den Gemeinden vorhandenen gemeinſchaftlichen Eigenthums 
vermögens und Gemeinde gutes, um die Regelung der Einfluß b) deſſen Widmung und Verwendung, i 
nahme der Privatbetheiligten auf deſſen Verwendung und Verwaltung c) und, wenn dadurch die Eigenſchaft als Eigenthum der Gemeinde 
und um die nachträgliche Uebergabe dieſer Vermögenſchaften und ihrer als ſolcher conſtatirt iſt, der Anſprüche privatrechtlicher Natur auf die 
Verwaltung an die Gemeindevertretung, und erſt wenn aus den dies⸗ Subſtanz die Nutzungen oder die Verwaltung, endlich 
falls zu pflegenden Erhebungen und Verhandlungen ſich zeigen ſollte, d) einen allfälligen Vergleichsverſuch aufzutragen und die einheit⸗ 
daß es noch außerdem Claſſenvermögen gibt, auf das die Gemeinde- liche Durchführung dieſer Operationen nach gleichen Grundſätzen durch 
ordnung nicht Anwendung findet, könnte von dem Bedürfniſſe einer eine Inſtruction zu ſichern. 
geſetzlichen Regelung auch dieſes Vermögens und ſeiner Verwaltung die Ich halte es für eine dringende Verpflichtung der Landesaus⸗ 
Rede fein, ſchüſſe m dieſer Richtung die Initiative zu ergreifen und im Einver⸗ 


nehmen tt der Regierung wegen eigener Commiſſäre für die Inven⸗ 
tariſirung des Gemeindevermögens Vorſorge zu treffen, weil ich in der 
allgemeinen richtigen und vollſtändigen Aufſtellung der Gemeindeinventare 
ein nothwendiges Mittel zur Handhabung und Durchführung der 
Grundſätze der Gemeindeordnung erblicke und weil ich überdies von 
der Ueberzeugung durchdrungen bin, daß dadurch die Streitigkeiten über 
Gemeindeeigenthum entweder im Vergleichswege ausgetragen oder ihrer 
endgiltigen Eutſcheidung zugeführt werden müſſen, und daß die Koſteu 
einer ſolchen Maßregel durch die damit erzielten Erfolge reichlich auf⸗ 
gewogen werden. 


Ueber die ungariſche Staatsbürgerſchaft jener ausländiſchen 
Frauen, welche ſich mit einem ungariſchen Staatsbürger 
verehelicht haben. 


Das k. k. Miniſterium des Innern eröffnete unterm 5. December 
1877, 3. 14.593, der Statthalterei in Wien Nachſtehendes: | 

„Das k. ung. Ministerium des Innern hat mit den Noten vom 
11. Mai 1876, Z. 6065, und vom 8. October 1877, 3. 40.881, 
die Anerkennung der Zuſtändigkeit der von ihrem nach R. zuſtändigen 
Gatten J. N. gerichtlich geſchiedenen J. N. zur Gemeinde R. abgelehut, 
und iusbeſondere rückſichtlich der in Erwägung gezogenen Frage über 
die Staatsbürgerſchaft dieſer Frauensperſon mitgetheilt, daß Ungarn 
zwar noch kein die Staatsangehörigkeit regelndes Geſetz beſitzt und bis 
zur Schaffung eines ſolchen nach den dieſen Gegenſtand betreffenden, 
bisher die Geltung geweſenen Normen vorgegangen wird, der Umſtand 
aber, daß jene gerichtlich geſchiedenen Frauen, die nur durch ihre Ver— 
ehelichung ungariſche Staatsbürgerinnen geworden ſind, nicht nur der 
nach ihrem Ehemanne erlangten Gemeindeangehörigkeit, ſondern auch 
der ungariſchen Staatsbürgerſchaſt verluſtig werden, eine natürliche 
Conſequenz jener un ungarischen Gemeindegeſetze enthaltenen geſetzlichen 
Beſtimmung ſei, welche auf dem Grundſatze beruht, daß die Ehefrau 
dem Heimatsrechte des Gatten, ſomit im weiteren Sinne des Wortes 
auch der Staatsbürgerſchaft desſelben nur während des Beſtandes der 
Ehe theilhaftig bleibt. 

Das genannte k. ung. Miniſterium hat jedoch anläßlich eines 
ähnlichen Falles mit Note vom 28. Auguſt 1877, 3. 258.720, 
erklärt, daß es ſich die Schwierigkeiten nicht verhehlt, welche aus den 
in dieſer Beziehung mit einander im Widerſpruche ſtehenden Beſtimmungen 
der dort⸗ und hierländigen Geſetze den Behörden der im Reichsrathe 
vertretenen Länder erwachſen, und hat der Hoffnung Ausdruck gegeben, 
daß ſich in Bälde dergleichen Anſtände nicht mehr ergeben dürften, da 
in dem demnächſt zu ſchaffenden Naturaliſirungsgeſetze auch die Frage 
über die Staatsbürgerſchaft jener gerichtlich geſchiedenen und getrennten 
Frauen, die vor ihrer Verehelichung Augehörige eines anderen Staates 
waren, endgiltig geregelt werden wird.“ 

Die einſchägigen geſetzlichen Beſtimmungen für Ungarn ſind der 
§ 8 des XVIII Geſetzartikels vom Jahre 1871 über die Regelung 
der Gemeinden, welcher lautet: „Die Frau folgt während der that— 
fählihen Dauer des Ehebandes der Gemeindezuſtändigkeit ihres 
Gatten, und es behält dieſelbe auch die Witwe.“ Dieſer Paragraph 
wurde aufgehoben durch den 8 3 des V. Geſetzartikels vom Jahre 
1876 des Juhaltes: 

„Die Frau folgt der Zuſtändigkeit ihres Gatten und behält dieſe 
auch als Witwe inſolange, als ſie ſich eigenrechtlich nicht eine andere 
Zuſtändigkeit erworben hat. 

Wenn die Frau von ihrem Gatten gerichtlich geſchieden oder 
das eheliche Baud gerichtlich gelöſt wurde, ſo tritt die Frau in den 
Verband jener Gemeinde zurück, welcher ſie bis zu ihrer Verehelichung 
angehört hat.“ 

Ferner liegt uns ein Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 9. Februar 1878, 8. 1035, an die Statthalterei in Graz vor, 
laut deſſen das k. ung. Miniſterium des Innern die Anerkennung der 
Zuſtändigkeit der von ihrem Gatten F. D. von Tiſch und Bett geſchiedenen 
Marie D. aus den gleichen oben erörterten Gründen abgelehnt hat. 

Den gleichen Standpunkt nahm die ung. Regierung in allen 
ähnlichen zur Verhandlung gebrachten Fällen bis in die neueſte Zeit ein. 

Nunmehr erſchien aber der L. Geſetzartikel über den Erwerb 
und Verluſt der Staatsbürgerſchaft, kundgemacht in beiden Häufern 
des Reichstages am 24. December 1879, welcher im § 35 normirt: 


SE 


„Ihre ungarische Staatsbürgerſchaft verliert diejeuige ausländische 

Frau nicht, welche, mit einem ungariſchen Staatsbürger ſich verehelichend, 

Witwe wird, von ihrem Manne gerichtlich geſchieden wurde, oder wenn 

deren Ehe aufgelöſt wurde“. 

Es iſt ſonach dieſe Eingangs erörterte Anomalie beſeitiget. 
F. 


K. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Beſitzſtörung durch Beſitzacte, die auf Grund eigenmachtiger 

Geſtattung des Gemeindevorſtehers ſeitens einzelner Gemeinde⸗ 

mitglieder am Gemeindevermögen verübt wurden. ($ 312, 313 
a. b. G. B.; 57 60 Gmde.⸗Ordg. für Steiermark.) 


Die der Gemeinde A. gehörigen Gemeindegründe wurden mit 


| Genehmigung des Landesausſchuſſes im Jahre 1864 derart vertheilt, 


daß 7 Achtel derſelben den Bauern der Gemeinde und 1 Achtel den 
Keuſchlern individuell zugewieſen wurden. Von der Vertheilung wurde 


nebſt mehreren anderen Grundſtücken die aus 8 Joch beſtehende Par 


celle Nr. 285 ausgenommen, und wurde dieſelbe fortan von der Ge⸗ 
meinde auf eine beſtimmte Anzahl von Jahren verpachtet. Im November 
1877 wurde von der Gemeinde die licitatoriſche Verpachtung auf weitere 
vier Jahre nach Ablauf der Pachtperiode verfügt und die Vornahme 
derſelben dem Gemeindevorſteher übertragen. Bei der am 2. December 
1877 angeſetzten Verpachtung erſchienen die Keuſchler der Gemeinde, 
ſtellten das Begehren, daß der achte Theil, nämlich ein Joch, aus der 
Verpachtung ausgeſchieden werde, indem ſie dasſelbe als ihnen gehörig 
beanſpruchten, und es wurden auf ihr Andrängen auch nur 7 Joch der 
Parcelle verpachtet. Am 13. December 1877 nahmen die Keufchler 
die Vermeſſung und Vertheilung des einen nicht verpachteten Joches 
unter ſich vor. Gegen dieſe Vermeſſung und Vertheilung brachte die 
Gemeinde die Beſitzſtörungsklage gegen die Kenſchler ein. 

Ju erſter Inſtanz wurde die Klägerin abgewieſen, in der Er 
wägung, daß die Gemeinde allerdings bis zum 2. December 1877 
ſich im Beſitze des betreffenden einen Joches befunden hat, daß jedoch 
der Beſitz derſelben nicht durch die am 13. December vorgenommene 
Vermeſſung und Vertheilung geſtört wurde, da ſie ſchon durch den 
Vorgang vom 2. December aus dem factiſchen Beſitz der Parcelle ge— 
treten iſt, indem an diefem Tage die Bauern der Gemeinde bei der 
Licitation anweſend waren und ſich dem Begehren der Keuſchler, ein 
Joch behufs ihrer ausſchließlichen Benützung aus der Verpachtung aus⸗ 
zuſcheiden, fügten, indem ſie erklärten, „das erfte (eben im jetzigen 
Proceſſe befangene) Joch könnt Ihr Keuſchler haben“, und nur die 
übrigen 7 Joch verpachteten, Geklagte daher ſeither im factiſchen Beſitze 
des Gebrauchsrechtes ſich beſinde. „Es iſt vollkommen erwieſen, daß 
ſämmtliche Bauern, worunter der Leiter der gemeindeämtlichen Licitation 
ſelbſt, ein Recht der Keuſchler auf das achte Joch in natura, ſomit 
in letzterer Beziehung ein Gebrauchsrecht der Keuſchler anerkannt haben: 
es iſt weiters erwieſen, daß dieſe Bauern, reſp. die Vertreter der 
Gemeinde A. über erhobene Eiunſprache der Keuſchler und unter frei— 
williger Anerkennung des Rechtes derselben von der Verpachtung des 
einen Joches abſtanden, es iſt ſomit ſeitens der Geklagten ſowohl 
an mus als corpu possessionis dieſes behaupteten Gebrauchsrechtes, 
und zwar der animus durch die erwieſene Forderung auf Ueberlaſſung 
zum Gebrauch und das corpus durch den factiſchen Gebrauch dieſes 
Rechtes — denn nach 8 313 a. b. G. B. wird der Gebrauch eines 
Rechtes gemacht, wenn auf fremdes Verbot (der Keuſchler) ein anderer 
(die Gemeinde A. durch die Lieitationscommiſſion) das, was er ſonſt 
zu thun befugt wäre (das Verſteigern) unterläßt — erwieſen.“ 

Auf den von der Klägerin ergriffenen Recurs wurde vom Ober- 
gerichte dem Klagebegehren ſtattgegeben und erkannt, daß der Beſitz der 
Gemeinde durch die von den Geklagten vorgenommene Vermeſſung und 


Vertheilung geſtört worden iſt, in der Erwägung, „daß die Geklagten 
weder dargethan noch behauptet haben, daß ſie vor dem 2. December 


1877 Beſitzeshandlungen irgend welcher Art hinſichtlich der Grumdpar- 
celle Nr. 285 oder eines Theils derſelben jemals ausgeübt haben; in 
Erwägung, daß die Annahme, die Geklagten ſeien durch den Vorgang 
bei der Abhaltung der auf den 2. December 1877 behufs Verpachtung 
der Gemeindegrundſtücke anberaumten Licitationscommiſſion in den Be⸗ 
ſitz des Gebrauchsrechtes bezüglich obigen Grundtheiles gekommen, 
unbegründet erſcheint, da zum Beſitze des Gebrauchsrechtes nach $ 312 


a. b. G. B. erforderlich ift, daß jemand die einem Anderen gehörige 
Sache mit deſſen Geſtattung zu ſeinem Nutzen anwendet, die Geklagten 
aber ſelbſt nicht behaupten, daß ſie den fraglichen Grundtheil vor oder 
nah dem 2. December 1877 bis zu der am 13. December 1877 vor⸗ 
genommenen in der Klage beanſtändeten Vermeſſung jemals benützt 
haben; in Erwägung, daß die Geklagten nach der Ausſage ſämmtlicher 
Zeugen bei der auf den 2. December 1877 anberaumten Verſteigerung 
ſich nicht damit begnügten, die zeitweiſe Benützung des achten Theiles 
der zu verpachtenden Grundſtücke zu beanſpruchen, ſondern die Ueber— 
laſſung desſelben als einer ihnen gehörigen Sache in watura forderten, 
in Erwägung, daß nach den Ss 57 bis 60 der Gemeindeordnung für 
Steiermark vom 2. Mai 1864, L. G. Bl. Nr. 5, weder der als 
Licitationscommiſſär fungirende Gemeindevorſteher noch die bei der Ver⸗ 
ſteigerung anweſenden Bauern berechtigt waren, den Geklagten einen 
Theil der Gemeindegründe, ſei es in das Eigenthum, ſei es zur zeit- 
weiligen Benützung, zu überlaſſen oder ein Recht derſelben in Anſehung 
dieſer Grundſtücke anzuerkennen und auch zur Ueberlaſſung in den Ge— 
brauch mindeſteus die Einholung eines legalen Beſchluſſes erforderlich 
geweſen wäre, ein ſolcher aber nicht zu Stande gekommen iſt; und in 
Erwägung, daß die von den Geklagten laut ihres Geſtänduiſſes am 
13. December 1877 veranlaßte Vermeſſung des fraglichen Grundtheils 
allerdings eine Störung des factiſchen Beſitzes der klagenden Gemeinde 
begründet, da dieſelbe wie die Geklagten ſelbſt zugeben, und aus deren 
Verhalten bei der licitationsweiſen Verpachtung hervorgeht, zum Zwecke 
der Vertheilung und Beſitzergreifung erſolgte, nicht ohne gleichzeitige 
Betretung des Grundes vorgenommen werden konnte und bei derſelben 
zugeſtandenermaßen auch eine Verrainung und Bezeichnung des Grund— 
ſtückes ſtattfand, daher dieſelbe mit Rückſicht auf die Beſtimmung des 
$ 312 a. b G. B. allerdings geeignet war, einen factiſchen Beſitz der 
Geklagten zu begründen, ſomit den Beſitz der Gemeinde zu beeinträch— 
tigen und ſie des Beſitzes widerrechtlich zu entſetzen.“ 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mittelſt Entſcheidung vom 
27. December 1878, 3. 14.044, über den Reviſionsrecurs der Ge— 
klagten die Entſcheidung der zweiten Inſtanz aus deren Gründen und 
in der Erwägung, daß die Einwendung der Geklagten, daß Alles mit 
Zuſtimmung des Gemeindevorſtehers und der übrigen bei der Verpach— 


tung vom 2. December 1877 anweſend geweſenen Bauern geſchehen 


und daß nur mit deren allſeitiger Einwilligung ein Joch des Gemeinde— 
grundes aus der Verpachtung ausgeſchieden und in den Beſitz des 
Keuſchlers abgetreten worden ſei, ſchon deshalb nicht zu berückſichtigen 
war, „weil es den Geklagten bekannt geweſen ſein mußte, daß der 


Gemeindevorſteher oder einzelne Gemeindeinſaſſen über den factiſchen 
Grundbeſitz der Gemeinde eigenmächtig und mit Umgehung der geſetzlich 


berufenen Vertretungsorgane zu verfügen durchaus nicht berechtigt ſind.“ 
Ger.⸗Ztg. 


Die Gewinnung von Steinen aus einem Bruche gegen Entrichtung 

eines Einheitspreiſes (Bruchgeldes) iſt kein Pachtvertrag, derlei 

Verträge, von einer Gemeinde als Eigenthümerin des Steinbruches 

geſchloſſen, unterliegen der Genehmigung der autonomen Aufſichts⸗ 

behörde (des Landes ausſchuſſes), die Entſcheidung dieſer Frage 
ſteht den Gerichten zu. 


Mit Klage de praes. 5. Mai 1879, Nr. 2285, ſtellte Johann 
plangger, Gutsbeſitzer in Göflan, beim k. k. Bezirksgerichte Schlanders 
das Begehren: 

„Der von Johann Plangger und Franz Gartner mit der Gemeinde 
Göflan im Juni 1878 um den Marmorbruch in Mitterwandl abgeſchloſſene 
Pachtvertrag, ſowie die darüber aufgenommene Urkunde ddo. Göflan, 
28. Juni 1878, Sei giltig und rechtswirkſam in und gemäß allen Be⸗ 
ſtimmungen der lit. A; die geklagte Gemeinde habe dem Kläger binnen 
14 Tagen bei Executionsvermeidung die ergehenden Proceßkoſten zu 
erſetzen.“ 

Die geklagte Gemeinde unterließ es zwar, die Zuläſſigkeit des darüber 
eingeleiteten Beſtandverfahrens und damit die Competenz des Bezirks⸗ 
gerichtes mittelſt Recurſes anzufechten, wendete jedoch in der Verhandlung 
ein: Die Klage ſei verfrüht, da vorerſt entſchieden ſein müſſe, daß der 
von der Geklagten mit Johannes Steinhauſer abgeſchloſſene Pachtver⸗ 
trag um eben denſelben Marmorbruch wegen Nichtzuhaltung der von 
Letzterem zu erfüllenden Suspenſivbedingungen (Anzahlungen und Caution) 
fie (die Geklagte) nicht weiters binde, die lit. A beſtimme nun, daß der 
Pachtvertrag mit Plangger erſt dann ins Leben trete, wenn die Ge- 
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meinde nicht mehr an den Vertrag mit Steinhauſer gebunden ſei; die 
Gemeinde ſei allerdings der Anſicht, daß Steinhauſer obige Bedingungen 
nicht erfüllt habe, letzterer aber leugnet dies und droht gleichfalls mit 
Klage auf Zuhaltung ſeines Pachtvertrages, übrigens ermangeln beide 
Pachtverträge des Erſorderniſſes der höheren Genehmigung. der Landes⸗ 
ausſchuß habe dieſelben vielmehr über Antrag der jetzigen Gemeindevor⸗ 
ſtehung von Göflan im heurigen Frühjahre als für die Gemeinde ſchädlich 
und ungiltig erklärt und die pachtweiſe Verſteigerung des Marmorbruches, 
vorbehaltlich ſeiner Genehmigung derſelben angeordnet; zufolge Ver⸗ 
fügung des Landesausſchuſſes werde mit Unrecht die gerichtliche Com⸗ 
petenz angeruſen, vielmehr wäre gegen dieſe Verfügung vorerſt beim 
Verwaltungsgerichtshofe Seitens der Kläger Beſchwerde zu führen geweſen, 
endlich ſei das fragliche Geſchäft kein Pacht, ſondern ein Kauf, welcher 
bei dem, den Betrag von 500 fl. überſteigenden Werthe der veräußerten 
Marmorquantitäten nach dem Gemeindegeſetze der höheren Genehmigung 
unterliege, es müfſe ſich daher auch der Richter für die Ungiltigkeit des 
Geſchäftes erklären. 
Der Kläger führte dagegen aus und erbot ſich zu den ſachdien⸗ 
lichen Beweiſen, daß die Verpachtung auf 10, 15 und 20 Jahre des 
fraglichen Marmorbruches aus freier Hand der Gemeindevertretung ſeit 
jeher üblich geweſen ſei, daß der Vertrag vom 28. Juni 1878 für die 
Gemeinde günftigere Beſtimmungen enthalte, als die früheren Pachtver- 
träge, daß er namentlich ein höheres Bruchgeld zu zahlen habe (20 kr. 
per Kubikfuß des gebrochenen Marmors ſtatt wie früher 171, kr., einen 
jährlichen Mindeſtbruchgeldzins von 200 fl. gegenüber 150 fl. und 100fl. ꝛc.) 
daß die Reichhaltigkeit des Marmorbruches in Abſicht auf Zeiträume, 
mit welchen der Verkehr und das Geſchäftsleben, nicht etwa die Geologen 
rechnen, der Unerſchöpflichkeit gleichkomme, ſo daß man den in zehn 
Jahren brechbaren Marmorſteinen die rechtliche Eigenſchaft von Früchten, 
deren Bezug die Subſtanz der Sache nicht berühre, zuerkennen müſſe, 
daß der Vertrag vom 28. Juni 1878 alſo nur einen Act der ordent— 
lichen Verwaltung des Gemeindevermögens betreffe, welcher, außer der 
Zuſtimmung des Gemeindeausſchuſſes, keiner weiteren Controle bedürfe, 
daß dieſer Vertrag im früheren Gemeindeausſchuſſe mehrmals berathen, 
beſchloſſen, genehmigt und von den geſammten Ausſchußmitgliedern 
unterfertigt wurde und mit dem geſetzlichen Erforderniſſe mehr als 
hinreichend verſehen ſei; daß endlich die Verfügung des Landesaus⸗ 
ſchuſſes ihm (Kläger) amtlich nicht zugekommen, ihm alſo eine Beſchwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof gar nicht zugeſtanden ſei u. |. w. 

Mit Urtheil vom 9. October 1879, 3. 3703, hat das k. k. 
Bezirksgericht Schlanders ohneweiters zu Recht erkannt: 

„Der Kläger wird mit ſeinem Klagsbegehren abgewieſen und iſt 
ſchuldig, der Geklagten die auf 55 fl. 54 kr. beſtimmten Proceßkoſten 
binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution zu erſetzen.“ — Gründe: 


Zu den weſentlichen Erforderniſſen eines Vertrages gehört nach 
§ 878 a. b. G. B. die phyſiſche, ſowie die rechtliche Möglichkeit der 
Leiſtung, was nicht geleiſtet werden kann, was geradezu unmöglich oder 
unerlaubt iſt, kann kein Gegenſtand eines giltigen Vertrages ſein. 

Was zur Giltigkeit eines Vertrages mit einer unter der beſonderen 
Vorſorge der öffentlichen Verwaltung ſtehenden Gemeinde erfordert werde, 
iſt aus der Verfaſſung derſelben oder den politiſchen Geſetzen zu ent 
nehmen. ($ 867 a. b. G. B.) Nun hat der Landesausſchuß für Tirol 
mit Erlaß vom 4. April 1879, Nr. 2497, Beilage Nr. 3, den von 
der früheren Gemeindevertretung von Göflan mit Franz Gartner und 
Johann Plangger unterm 28. Juni 1878 bezüglich des Marmorbruches 
in Mitterwandl abgeſchloſſenen Pachtvertrag als den Beſtimmungen des 
Gemeindegeſetzes nicht entſprechend, nicht zu genehmigen gefunden und 
die gegenwärtige Gemeindevorſtehung beauftragt, den Marmorbruch in 
Mitterwandl vorerſt zur Verſteigerung auszuſchreiben, auf Grund des 
Verſteigerungsreſultates den Pachtvertrag unter Vorbehalt der Genehmigung 
des Landesausſchuſſes abzuſchließen und das Verſteigerungsprotokoll mit 
dem Entwurfe des Pachtvertrages zu deſſen Genehmigung vorzulegen. 


Ob der Pachtvertrag lit. A nach den Beſtimmungen des Gemeinde⸗ 
geſetzes in die Kategorie jener Angelegenheiten, in welchen die Beſchlüſſe 
des Gemeindeausſchuſſes vorerſt der Genehmigung der Bezirksvertretung, 
beziehungsweiſe Landesausſchuſſes unterzogen werden müſſen, gehört und 
ob die frühere Gemeindevertretung befugt war, den Pachtvertrag lit. A 
ohne Genehmigung des Landesausſchuſſes mit dem Kläger einzugehen, 
iſt eine lediglich von den autonomen Behörden zu löſende Frage und 
kann nicht zum Gegenſtande der richterlichen Judicatur gemacht werden. 


Der Landesausſchuß hat ſich, wie gezeigt, dahin ausgeſprochen, 
Daß der Pachtvertrag lit. A ſeiner Genehmigung bedürfe und wenn ſich 
der Kläger durch dieſe ihm auch vorſchriftsmäßig intimirte Entſcheidung 
beſchwert erachtete, ſo hätte er dagegen den Weg der Beſchwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof betreten können. 

Der Pachtvertrag lit. & erſcheint mithin wegen Mangel der Ge⸗ 
nehmigung des Landesausſchuſſes als unerlaubt und daher auch nach 
§ 878 a. b. G. B. als unwirkſam und ungiltig, weshalb der Kläger 
mit feinem auf Anerkennung der Giltigkeit jenes Vertrages gerichteten 
Klagebegehren abgewieſen werden muß. 

Ebenſo hat das k. k. Oberlandesgericht für Tirol und Vorarlberg 
mit Urtheil vom 5. Nov. 1879, Z. 6031, die Klage abgewieſen, jedoch 
aus folgenden Gründen: 

Der Schwerpunkt für die Entſcheidung des gegenſtändlichen Rechts- 
ſtreites liegt unzweifelhaft in der Löſung der Frage, ob der Vertrag 
vom 28. Juni 1878, Beilage lit. A zu ſeiner Giltigkeit und Rechts- 
wirkſamkeit der Genehmigung einer der Gemeindevertretung von Göflan 
vorgeſetzten adminiſtrativen Behörde, d. i. der Bezirksvertretung, reſp. | 
des Tiroler Landesausſchuſſes bedarf. 5 

Zu dieſem Behufe muß aber vor Allem die wahre Beſchaffenheit 
des vorerwähnten Vertrages erörtert und genau ſichergeſtellt werden und 
Kläger Johann Plangger hält in ſeiner Proceßausführung an dieſer 
Bezeichnung feſt, um ſeine Behauptung, daß zu deſſen Giltigkeit eine 
höhere Genehmigung nicht nothwendig war, zu rechtfertigen. | 

Wenn man jedoch das Weſen des Vertrages A näher ins Auge 
faßt, ſo kann man ſich der Anſchauung, daß durch das darin enthaltene 
Uebereinkommen keineswegs ein Pachtverhältniß im Sinne der Beſtim⸗ 
mungen des 25. Hauptſtückes, II. Theil des a. b. G. B. geſchaffen 
und begründet wurde, wohl nicht verſchließeu, denn dieſe Beſtimmungen 
ſehen trotz des dem Beſtandnehmer oder Pächter eingeräumten Rechtes 
der Benützung des Beſtand- oder Pachtobjectes doch immer die unge— 
ſchmälerte Erhaltung der Subſtanz dieſes Letzteren voraus. 

Allein durch das in A dem Kläger Johann Plangger und dem 
Franz Gartner eingeräumte Recht, durch 10 Jahre in Mitterwandl ober 
der Göflaner Alpe Marmor zu brechen, wird die Subſtanz des Marmor⸗ 
bruches ſelbſt offenbar vermindert, ſo daß für den Fall, als nach Ablauf 
der vorerwähnten zehnjährigen Pachtperiode die Uebertragung des Eigen⸗ 
thumes des ganzen Marmorbruches an Dritte, im Verkaufswege beab⸗ 
ſichtigt werden ſollte, ſich ein Kaufſchilling, wie jener im jetzigen Zu- 
ſtande, wenn anders nicht durch neue in der Zwiſchenzeit eingetretene 
Momente eine größere Nachfrage nach dem fraglichen Marmor, ſomit 
eine Verſteigerung herbeigeführt würde, wohl ſicherlich nicht mehr erzielen 
ließe, weil die, während der fraglichen Zeitperiode aus dem i 
Marmorbruche gewonnenen und fortgeſchafften Steine ſich nicht mehr 
reproduciren, ſomit die Subſtanz des Marmorbruches vermindert wäre. 


Die Annahme, daß das Uebereinkommen A ein Pachtvertrag ſei, wider- 
ſtreitet daher der Natur und dem Begriffe eines Pachtvertrages und es 
muß vielmehr im beſagten Uebereinkommen die Veräußerung eines 
Theiles einer zum Stammvermögen oder Stammgute der Gemeinde 
gehörigen Sache in einem 500 fl. überſteigenden Betrage erkannt 
werden. 

Wenn man aber die vorliegende Streitangelegenheit von dieſem den 
thatſächlichen Verhältniſſen entſprechenden und im Geſetze gegründeten 
Geſichtspunkte aus auffaßt und beurtheilt, ſo kann es wohl keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Giltigkeit des Vertrages & nach der im 
Punkte 1 des § 86 der Gemeindeordnung enthaltenen Vorſchrift an 
die Genehmigung der Bezirksvertretung reſp. des Landesausſchuſſes 
gebunden war und nachdem Letzterer laut der Beilage 3, 4 und lit. F 
dieſe Genehmigung verweigert hat, kann auch der Vertrag A in Hin⸗ 
blick auf die Beſtimmungen des §S 867 a. b. G. B. nicht für rechts⸗ 
giltig und rechtswirkſam gehalten werden. 

Von dieſen Erwägungen geleitet, fand ſich nun das Oberlandes⸗ 
gericht beſtimmt, die Appellationsbeſchwerde des Klägers Johann Plangger 
zurückzuweiſen und das von ihm angefochtene Urtheil zu beſtätigen. 

Ger.⸗Halle. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. I. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
J. Stück. Ausgeg. am 1. Jänner. 

1. Kundmachung des Geſammtminiſteriums vom 31. December 1879, 
betreffend die theilweiſe Verlängerung des Handelsvertrages mit dem deutſchen 
Reiche vom 16. December 1878. 

2. Verordnung des Geſammtminiſteriums vom 31. December 1879, 
womit auf Grund des Geſetzes vom 20. December 1879 (R. G. Bl. Nr. 142 
und im Einv rſtändniſſe mit der Regierung der Länder der ungariichen Krone 
der Veredlungsverkehr mit dem deutſchen Zollgebiete für die Dauer vom 1. Jänner 
bis einſchließlich 30. Juni 1880 proviſoriſch geregelt wird. 

3. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 31. December 1879, womit 
die Verordnung vom 12. März 1879 (R. G. Bl. Nr. 38), betreffend die Ver⸗ 
öffentlichung von Refactien und ſonſtigen Begünſtigungen im Güterverkehre auf 
Eiſenbahnen, abgeändert wird. 

II. Stück. Ausgeg. am 4. Jänner. 

4. Vero dnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
31. December 1879, womit im Einverſtändniſſe mit der Regierung der Länder 
der ungariſchen Krone die auf Grund des Geſetzes vom 20. December 1879 
(R. G. Bl. Nr. 142) getroffenen Beſtimmungen über den Veredlungsverkehr 
mit dem deutſchen Zollgebiete durchgeſührt werden. 

III. Stück. Ausgeg. am 13. Jänner. 

5. Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des 
Finanzminiſteriums vom 21. October 1879, womit die Einreihung der Gemeinde 
Tarvis in Kärnten in die ſiebente Zinselaſſe des Zinstarifes (R. G. Bl. 
Nr. 95 ex 1879) verlautbart wird. 

6. Geſetz vom 28. December 1879, betreffend die Rückzahlung der auf 
Grund der Geſetze vom 10. April 1874 (R. G. Bl. Nr. 36) und 1. April 1875 


(R. G. Bl. Nr. 53) anläßlich der Borkenkäferverheerungen im Böhmerwalde 


gewährten Vorſchüſſe und die Beſtreitung der Koſten für Leitung und Beauf- 
ſichtigung der Arbeiten zur Bekämpfung der Calamität. 

7. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 8. Jänner 1880, wegen Aenderung 
der Denaturiung des für die Seifen-, Thonwaaren-, Glas- und Lederfabrication 
zum begünſtigten Preiſe abzugebenden Salzes. (Fortſetzung folgt.) 

Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Generalconſul der Republik Peru Ludwig 
Schiffmann in Wien das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Auguſt Günner zum Ober⸗ 
Finanzrathe der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben den proviſoriſchen Director der Staats⸗Eiſenbahu⸗ 
bauten Julius Lott in dieſer Eigenſchaft unter gleichzeitiger taxfreier Ver⸗ 


leihung des Titels und Charakters eines Ober⸗Baurathes definitiv ernannt. 


Seine Majeſtät haben de Conceptsaſpiranten Ludwig Velies de 
Laszlofalva, Georg Freiherrn Dobrzensfy-Dobrenic und Chriſtof Grafen 
von Wydenbruck zu unbeſoldeten Geſandtſchafts⸗Attaches ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtcaſſier Cyrill Fink in Linz anläßlich 
ſeiner Penſionirung den Titel und Charakter eines Haupteaſſiers verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Paul Wedekind in Palermo 
zum unbeſoldeten Generalconſul daſelbſt ernannt und dem Honorar-Viceconſul 
Auton Fleres in Meſſina den Titel eines Honorarconſuls verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Joſef Miesowicz und den Miniſterial⸗Viceſeeretär im Mini- 
ſterium des Innern Valerian Baranski zu Bezirkshauptmännern, dann die 
Bezirkscommiſſäre Ludwig Gerſtmann und Stanislaus Rewakowicz zu 
Statthaltereiſecretären in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Johann Drahokaupil zum Oberingenieur, dann die Bauadjuncten 
Julian Soswinski, Franz Sichrawa und Adolf Palch zu Ingenieuren für 
den Staatsbaudienſt ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Concipiſten II. Claſſe Karl Schrauf 
zum Coneipiſten 1. Claſſe, den Concepts ſpiranten Dr. Arjod Kärolyi zum 
Coneipiſten II. Claſſe und den Official I. Claſſe Wilhelm Klemm zum Adjuncten 
im Haus⸗, Hof und Staatsarchive ernannt. 


a Erledigungen. 
Aſſiſtentenſtelle bei der niederöſterr. Landeshaupteaſſe in der XI. Rangs⸗ 
claffe, bis Ende Juni. Amtsblatt Nr. 117.) 


DEE Hiezu als Beilage: Bogen 9 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. BE 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


